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Sachverhalt:

A. A._____ istseitdem 1. Februar 2006 an der ETH Zirich angestellt. Seit Februar 2022 ist
er Senior Scientist Technology (Kaderangestellter) mit wechselnden Arbeitspensen. Zu-
letzt betrug der Beschéaftigungsgrad 100%. Mit Verfiigung vom 25. September 2025
(Urk. 1.2) kiindigte die ETH Ziirich (nachfolgend: Beschwerdegegnerin) das Arbeitsver-
haltnis mit A auf den 31. Dezember 2025.

B. Dagegen erhob A.__  (nachfolgend: Beschwerdefiihrer) bei der ETH-
Beschwerdekommission (ETH-BK) Beschwerde (Urk. 1, Urk. 1.1-1.14). Er stellte folgende
Rechtsbegehren:

« 1. Es seien die Dispositivziffern 1. und 4. der angefochtenen Verfiigung aufzuheben und
dem Beschwerdefiihrer
a) eine Entschédigung gemdss Art. 34b Abs. 1 lit. a BPG wegen sachlich nicht ge-
rechtfertigter Kiindigung in der Hohe eines Jahreslohns zu bezahlen,
b) eine Entschddigung gemdiss Art. 34c Abs. 2 BPG infolge Missbréuchlichkeit der
Ktindigung gemdiss Art. 336 OR in der Hohe eines Jahreslohns zu bezahlen;
¢) eine Entschddigung gemdss Art. 49 PVO-ETH wegen unverschuldet erfolgter Kiin-
digung in der Héhe eines Jahreslohns zu bezahlen;
d) eine Outplacement-Beratung und Umschulung gemdss Art. 19 Abs. 2 BPG in Hohe
von CHF 30°000.- zu bezahlen;
e) den vollen (ungektirzten) Lohn, insbesondere fiir den Zeitraum vom 18. August
2025 bis 3. Oktober 2025, zu bezahlen.

2. Unter Kosten- und Entschddigungsfolge (Letzteres zzgl. MWST) zulasten der Be-

schwerdegegnerin.»

C. Die ETH-BK bestatigte am 29. Oktober 2025 (Urk. 2) den Eingang der Beschwerde und
stellte der Beschwerdegegnerin ein Exemplar der Beschwerde samt Beilagen (Urk. 1,
Urk. 1.1-1.14) zu. Die Beschwerdegegnerin wurde unter Fristansetzung aufgefordert,

zur Beschwerde Stellung zu nehmen.



Mit Schreiben vom 5. November 2025 (Urk. 3) ersuchte die Beschwerdegegnerin darum,
die Frist zur Einreichung der Beschwerdeantwort um 14 Tage zu verlangern. Am 7. No-

vember 2025 (Urk. 4) bewilligte die ETH-BK diese Fristerstreckung.

Innert erstreckter Frist reichte die Beschwerdegegnerin die Beschwerdeantwort (Urk. 5,
Urk. 5.1-5.5) ein. Sie stellte folgende Rechtsbegehren:
« 1. Die Beschwerde sei abzuweisen;

2. unter Kostenfolge zulasten des Beschwerdefiihrers.»

Mit Verfligung vom 17. Dezember 2025 (Urk. 6) stellte die ETH-BK dem Beschwerde-
fuhrer das Doppel der Beschwerdeantwort samt Beilagen (Urk. 5, Urk. 5.1-5.5) zu und

forderte ihn unter Fristansetzung auf, zu replizieren.

In der Folge ersuchte der Beschwerdefiihrer rechtzeitig darum, die Frist zur Einreichung
einer Replik um 20 Tage zu verlangern (Urk. 7). Am 22. Januar 2026 (Urk. 8) erstreckte

die ETH-BK diese Frist antragsgemass.

Fristgerecht beantragte der Beschwerdefiihrer mit Schreiben vom 10. Februar 2026

(Urk. 9) eine zweite Fristverlangerung, welche ihm gewahrt wurde (Urk. 10).

Innert zweimal erstreckter Frist reichte der Beschwerdefiihrer mit Eingabe vom 20. Feb-
ruar 2026 seine Replik (Urk. 11, Urk. 11.1-11.17) ein. Ein Exemplar der Replik samt Bei-
lagen (Urk. 11, Urk. 11.1-11.17) stellte die ETH-BK am 26. Februar 2026 (Urk. 12) der
Beschwerdegegnerin zu. Gleichzeitig wurde der Schriftenwechsel fiir abgeschlossen

und die Angelegenheit fiir entscheidreif erklart.

Am 2. Marz 2026 stellte der Beschwerdefihrer der ETH-BK eine weitere Eingabe samt
Beilagen (Urk. 13, Urk. 13.1-13.3) zu, in welcher der Antrag auf Bezahlung einer Out-
placement-Beratung und Umschulung zuriickgezogen wurde. Diese Eingabe wurde am

4. Marz 2026 (Urk. 14) der Beschwerdegegnerin zur Kenntnisnahme zugestellt.



Wiederum wurde der Schriftenwechsel fiir abgeschlossen und die Angelegenheit fiir

entscheidreif erklart.

K. Mit Eingabe vom 11. Marz 2026 (Urk. 15) reichte die Beschwerdegegnerin eine Stel-
lungnahme zur Replik (Urk. 11) sowie zur Eingabe vom 2. Marz 2026 (Urk. 13) ein. Diese
Eingabe (Urk. 15) wurde dem Beschwerdefiihrer am 13. Marz 2026 (Urk. 16) zur Kennt-
nisnahme zugestellt. Der Schriftenwechsel wurde erneut fiir abgeschlossen und die An-

gelegenheit fiir entscheidreif erklart.

L. Am 27. Marz 2026 (Urk. 17, Urk. 17.1-17.2) ging eine weitere Eingabe des Beschwerde-

fuhrers ein.

In der Folge gingen keine weiteren Eingaben mehr ein. Auf den Inhalt der Parteieingaben wird,

soweit entscheidwesentlich, in den nachfolgenden Erwagungen eingegangen.



Die ETH-Beschwerdekommission zieht in Erwagung:

1. Gemass Art. 37 Abs. 3 sowie Art. 17 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 4. Oktober 1991
Uber die Eidgendssischen Technischen Hochschulen (ETH-Gesetz; SR 414.110) i.V.m.
Art. 62 Abs. 1 der Verordnung des ETH-Rates vom 15. Marz 2001 Uber das Personal im
Bereich der Eidgendssischen Technischen Hochschulen (PVO-ETH; SR 172.220.113) be-
urteilt die ETH-BK Beschwerden gegen Verfligungen der ETH Ziirich im Bereich des Per-
sonalrechts. Der angefochtene Akt vom 25. September 2025 (Urk. 1.2) ist eine Verfu-
gung im Sinne von Art. 5 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1968 Uber das Ver-
waltungsverfahren (VWVG; SR 172.021). Es liegt mithin ein zuldssiges Anfechtungsob-
jekt vor. Der Beschwerdefiihrer ist als Verfligungsadressat beschwerdelegitimiert
(Art. 48 Abs. 1 VWVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde vom
27. Oktober 2025 (Urk. 1) ist einzutreten (Art. 50 und 52 VWVG).

2. Mit Eingabe vom 2. Marz 2026 (Urk. 13) zog der Beschwerdefiihrer seinen Antrag auf
Bezahlung einer Outplacement-Beratung sowie einer Umschulung zuriick. Diesbezlg-

lich ist das Verfahren infolge Riickzugs abzuschreiben.

3. Die ETH-BK uberprift die angefochtene Verfligung mit folgender Kognition: Neben der
Verletzung von Bundesrecht, einschliesslich Uberschreitung, Unterschreitung oder
Missbrauch des Ermessens (Art. 49 Bst. a VWVG; vgl. Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts B-2197/2021 vom 25. April 2022 E. 6.5), kann auch die unrichtige oder unvollstan-
dige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts (Art. 49 Bst. b VwVG) sowie Unan-
gemessenheit (Art. 49 Bst. ¢ VWVG) gerligt werden. Folglich verflgt die ETH-BK tber
volle Kognition. Soweit es um die Beurteilung von verwaltungsorganisatorischen Fragen
geht, auferlegt sich die ETH-BK jedoch eine gewisse Zuriickhaltung bei der Uberpriifung
der vorinstanzlichen Verfiigung, zumal die Beschwerdegegnerin als frontndhere Instanz
mit ihren internen Problemen und Ablaufen besser vertraut ist (vgl. dazu Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts A-3757/2020 vom 16. Marz 2021 E. 2.1; Entscheid der ETH-BK
2024 35 vom 10. April 2025 E. 3).



Die ETH-BK stellt den Sachverhalt von Amtes wegen fest (Untersuchungsgrundsatz;
Art. 12 VWVG) und wendet das Bundesrecht von Amtes wegen an. Sie ist gemass Art. 62
Abs. 4 VWVG an die Begriindung der Begehren nicht gebunden und kann die Be-
schwerde auch aus anderen als den geltend gemachten Griinden gutheissen oder ab-
weisen (vgl. MOOR/POLTIER, Droit administratif, Band II, 3. Aufl. 2011, Rz. 2.2.6.5;
MOSER/BEUSCH/KNEUBUHLER/KAYSER, Prozessieren vor dem Bundesverwaltungsgericht,
3. Aufl. 2022, Rz. 2.165). Sie beschrankt sich in der Regel jedoch darauf, die angefoch-
tene Verfigung nur hinsichtlich der vorgebrachten Riigen zu tberprifen (Rigeprinzip).
Von den Parteien nicht aufgeworfene Rechtsfragen werden nur dann geprift, wenn
hierzu aufgrund der Parteivorbringen oder anderer sich aus den Akten ergebender An-
haltspunkte hinreichender Anlass besteht (vgl. Urteile des Bundesverwaltungsgerichts
A-2929/2023 vom 28. Februar 2024 E. 1.5; A-4472/2021 vom 10. August 2022 E. 1.4; je

mit Hinweisen).

Der Beschwerdefiihrer halt in der Beschwerde vom 27. Oktober 2025 (Urk. 1), der Replik
vom 20. Februar 2026 (Urk. 11) sowie der Eingabe vom 2. Marz 2026 (Urk. 13) im We-

sentlichen Folgendes fest:

Das Personaldossier sei unvollstéandig, was den Anspruch auf rechtliches Gehor verletze

(Urk. 11, Rz. 48).

Ursache fiir die Arbeitsunfahigkeit des Beschwerdefiihrers sei ein Teamkonflikt an sei-
nem Arbeitsplatz, dem X._____, dessen Leiter er sei. Ende 2023 sei er vollig unbegriin-
deten Vorwirfen eines Mitarbeiters, Herrn B._____, ausgesetzt worden. Trotz erfolgter
Mediation im Jahr 2024 habe der Konflikt fortbestanden. Der Mediationsbericht spre-

che von einer sehr belastenden Arbeitsplatzsituation (Urk. 1, Rz. 6-9).

Die von der Beschwerdegegnerin am 4. Februar 2025 vorgeschlagenen Massnahmen
(ein X. -Mitarbeiter, Herr C. , Ubernimmt interimistisch die Leitungsfunktion
und der Beschwerdeflihrer arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter ohne Leitungs-

funktion) hatten den Beschwerdeflihrer degradiert und ihn in ein hochgradig belastetes



Arbeitsumfeld zurtickgefiihrt, da das Team immer noch dasselbe gewesen ware. Daher
sei der Beschwerdefiihrer mit diesen Massnahmen nicht einverstanden gewesen (Urk. 1,

Rz. 10 f.; Urk. 11, Rz. 68 und 75).

Seit dem 5. Mai 2025 sei er arbeitsplatzbezogen arbeitsunfahig (Urk. 1, Rz. 5).

Bei der ab April 2025 erfolgten Begleitung durch das Case Management habe der Be-
schwerdefiihrer immer mitgewirkt. An der Coaching-Sitzung vom 11. Juni 2025 sei auch
ein externer Arbeitsversuch an einem Gymnasium diskutiert und von der Arbeitspsy-
chologin ausdricklich beflirwortet worden (Urk. 1, Rz. 13). Am 8. Juli 2025 habe er die
Beschwerdegegnerin Uber die Stellvertretung am Gymnasium Y.______ informiert. Die
Beschwerdegegnerin habe daraufhin bis zum Beginn dieser Tatigkeit am 18. August
2025 und bis heute keinerlei Massnahmen zur Wiedereingliederung ergriffen. Der Be-
schwerdefihrer habe auch mehrmals vergeblich um Terminvorschlage fir eine be-
triebsmedizinische Abklarung gebeten. Entgegen der Behauptung der Beschwerdegeg-
nerin sei ihm auch am 3. Juli 2025 kein solcher Termin angeboten worden. Da er wah-
rend der Stellvertretung am Gymnasium Y._____ arbeitsplatzbezogen arbeitsunfahig
gewesen sei, sei er gegenlber der Beschwerdegegnerin auch nicht zur Arbeitsleistung
verpflichtet gewesen. Fiir Wiedereingliederungsmassnahmen sei er jedoch jederzeit zur
Verfliigung gestanden. Die Stellvertretung sei im Rahmen der Arbeitgeberflrsorge an-
gezeigt und nicht bewilligungspflichtig gewesen (Urk. 1, Rz. 14-16). Die Tatigkeit am

Gymnasium Y. unter die Bewilligungspflicht zu stellen, sei schikands, vollig unver-

haltnismassig und rechtswidrig gewesen (Urk. 1, Rz. 27; Urk. 11, Rz. 78). Der Beschwer-
deflihrer habe seine Treuepflicht gegenliber der Beschwerdegegnerin nicht verletzt
(Urk. 1, Rz. 19). Folglich liege kein sachlich hinreichender Grund fir die Kiindigung vor,

welche Uberdies missbrauchlich sei (Urk. 1 Rz. 28; Urk. 11, Rz. 102).

Die Voraussetzungen fir eine Kirzung des Lohns seien nicht erfillt (Urk. 1, Rz. 45;

Urk. 13, Rz. 106).



Demgegeniber halt die Beschwerdegegnerin in der Beschwerdeantwort vom 11. De-

zember 2025 (Urk. 5) im Wesentlichen Folgendes fest:

Der Beschwerdefiihrer sei seiner Flihrungsaufgabe schon von Anfang an nicht vollum-
fanglich gewachsen gewesen, was sich negativ auf das Team und dessen Funktions-
weise ausgewirkt habe (Urk. 5, Rz. 5). Schliesslich sei eine Mediation durchgefiihrt wor-
den, deren Abschlussbericht «rapid structural changes» empfohlen habe. Da die Situa-
tion massgeblich durch den Beschwerdefiihrer (mit-)verschuldet gewesen sei, sei er im
Mitarbeitergesprach vom 4. Februar 2025 dariber informiert worden, dass mittelfristig
ein neuer Leiter des X._____ eingestellt werden wirde und dem Mitarbeiter C.___

kurzfristig die Leitung tbertragen werden solle (Urk. 5, Rz. 10 und 13).

Ab 7. Februar 2025 habe sich der Beschwerdefiihrer krankschreiben lassen und seit dem
5. Mai 2025 sei die arbeitsplatzbezogene Krankschreibung attestiert worden (Urk. 5,
Rz. 16).

Die Beschwerdegegnerin habe gehofft, dass entweder eine konstruktive Lésung am
vormaligen Arbeitsplatz (zum Beispiel mittels Abgabe von Fihrungsverantwortung,
nachdem ein neuer Leiter fir das X.____ angefangen hatte) oder aber eine andere
Aufgabe fur den Beschwerdefiihrer hatte gefunden werden kénnen. Gerade eine Ver-
schiebung des Beschwerdefiihrers in einen anderen Tatigkeitsbereich hatte aber zwin-
gend bedingt, dass er sich durchgehend bereithalte, um auch kurzfristig fir eine neue
Aufgabe verfligbar zu sein. Deshalb sei die Beschwerdegegnerin nicht damit einver-
standen gewesen, dass der Beschwerdefiihrer vom 18. August 2025 bis zum 3. Oktober
2025 im Umfang von 52 Stellenprozenten eine Tatigkeit als Gymnasiallehrer austbe.
Damit habe er Arbeitsversuche andernorts an der ETH verunmaglicht und sich nicht zur
Verfiigung der Arbeitgeberin gehalten. Hinzu komme, dass er am 8. Juli 2025, als er
seine Absicht zur Aufnahme dieser Tatigkeit mitgeteilt habe, nur bis zum 30. Juli 2025
krankgeschrieben gewesen sei. Mithin habe er darauf spekuliert, fir eine langere Dauer

krankgeschrieben zu bleiben (Urk. 5, Rz. 18-20).



Mit Einschreiben vom 14. Juli 2025 habe die Beschwerdegegnerin dem Beschwerdefiih-
rer mitgeteilt, dass sie der Beschaftigung als Gymnasiallehrer nicht zustimme, und habe
ihn aufgefordert, dies zu unterlassen. Zudem habe sie den Beschwerdeflhrer darauf
hingewiesen, dass eine solche Beschaftigung einer vorgangigen Bewilligung bediirfe.
Fur den Fall, dass er weisungswidrig die nicht bewilligte Nebenbeschaftigung antreten
wirde, sei ihm die Kiindigung angedroht worden. Trotzdem habe der Beschwerdefiih-
rer die Tatigkeit als Gymnasiallehrer aufgenommen, so dass ihm androhungsgemass
ordentlich gekiindigt worden sei. Die Kiindigung sei aus sachlichem Grund und nicht

missbrauchlich erfolgt (Urk. 5, Rz. 21-24).

Die Lohnkiirzung sei zu Recht erfolgt (Urk. 5, Rz. 24).

Da das rechtliche Gehor formeller Natur ist und eine Verletzung desselben grundsatz-
lich zur Aufhebung der angefochtenen Verfligung — unbesehen der materiellen Begriin-
detheit der Beschwerde — fiihren wirde (BGE 149 | 91 E. 3.2; Entscheid der ETH-
BK 2025 54 vom 4. Dezember 2025 E. 4), ist die vom Beschwerdeflhrer gerligte Verlet-

zung des rechtlichen Gehors vorweg zu prifen.

Der Beschwerdeflhrer wirft der Beschwerdegegnerin vor, das Personaldossier sei un-
vollstandig. Es enthalte so gut wie keine Korrespondenz zwischen dem Beschwerdefiih-
rer bzw. seinem Rechtsvertreter und der Beschwerdegegnerin ab Februar 2025. Damit

sei das rechtliche Gehor des Beschwerdefiihrers verletzt worden.

Hierzu ist festzuhalten, dass der Arbeitgeber ein gewisses Ermessen hat, welche Infor-
mationen er im Personaldossier festhalt. Er ist nicht verpflichtet, jede Korrespondenz
zwischen ihm und dem Arbeitnehmer im Dossier abzulegen. Fur die Beurteilung des
vorliegenden Falls ist das Personaldossier jedenfalls gentigend dokumentiert (vgl. Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts A-76/2022 vom 19. Dezember 2023 E. 3.2.5). Im Ubri-
gen konnte sich der Beschwerdefiihrer im vorliegenden Verfahren umfassend zur An-

gelegenheit dussern. Damit ist dem Anspruch auf rechtliches Gehor Genlige getan.
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Strittig und zu prifen ist nun, ob fir die ordentliche Kiindigung des Arbeitsverhaltnisses

mit dem Beschwerdeflihrer ein sachlich hinreichender Grund bestand.

Die Arbeitsverhaltnisse des Personals des ETH-Bereichs richten sich, soweit das ETH-
Gesetz nichts anderes vorsieht, nach dem Bundespersonalgesetz vom 24. Marz 2000
(BPG; SR 172.220.1; vgl. Art. 17 Abs. 1 ETH-Gesetz) und den Ausfiihrungsbestimmungen
der PVO-ETH (Art. 1 Abs. 1 PVO-ETH i.V.m. Art. 37 Abs. 3 BPG und Art. 2 Abs. 2 der
Rahmenverordnung vom 20. Dezember 2000 zum Bundespersonalgesetz [Rahmenver-

ordnung BPG; SR 172.220.11]).

Die Kindigung des Arbeitsverhéltnisses mit Verfligung vom 25. September 2025
(Urk. 1.2) erfolgte unbestrittenermassen unter Einhaltung der dreimonatigen Kindi-

gungsfrist (Art. 20a Abs. 2 Bst. b PVO-ETH) auf Ende Dezember 2025.

Gemass Art. 20 Abs. 1 BPG haben die Angestellten die ihnen Ubertragene Arbeit mit
Sorgfalt auszufiihren und die berechtigten Interessen des Bundes bzw. ihres Arbeitge-
bers zu wahren. Dabei handelt es sich um eine wichtige Pflicht im Sinne von Art. 10
Abs. 3 Bst. a BPG. Eine ordentliche Kiindigung nach Art. 10 Abs. 3 Bst. a BPG ist nur
zulassig, wenn eine schwere Pflichtverletzung vorliegt. Nicht jedes pflichtwidrige Ver-
halten des Arbeitsnehmers rechtfertigt somit dessen Entlassung; es muss vielmehr eine
gewisse Intensitat erreichen. Der Umfang der Sorgfalts- und Treuepflicht ist jeweils an-
hand der Umstéande und Interessenlage des konkreten Falls zu bestimmen (vgl. Urteile
des Bundesverwaltungsgerichts A-76/2022 vom 19. Dezember 2023 E. 4.3.3;
A-1504/2020 vom 25. Mai 2021 E. 6.3.1).

Nach der Rechtsprechung ist bei einer Kiindigung wegen Verletzung wichtiger gesetz-
licher oder vertraglicher Pflichten (Art. 10 Abs. 3 Bst. a BPG) grundsatzlich eine vorgan-
gige Mahnung oder Verwarnung auszusprechen (Urteile des Bundesverwaltungsge-

richts A-76/2022 vom 19. Dezember 2023 E. 4.4.1; A-4744/2019 vom 6. April 2022
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E. 9.2.4; BURGI/BURGI-SCHNEIDER, Offentliches Personalrecht, Band 1: Bund, 2. Aufl. 2024,
Rz. 247).

Die Beschwerdegegnerin macht geltend, der Beschwerdefiihrer sei an seinen Flihrungs-
aufgaben gescheitert und in der Folge aufgrund einer gestorten Teamdynamik arbeits-
platzbezogen krankgeschrieben worden. Entgegen der ausdriicklichen Weisung, keine
anderweitige Arbeitstatigkeit aufzunehmen, sei er ohne die daflr zwingend erforderli-
che Bewilligung einer neuen Téatigkeit nachgegangen, fiir die er sich tGber die vorlaufige
Dauer seiner Krankschreibung hinaus verpflichtet habe. Damit habe er gegen seine
Treuepflicht bzw. seine Mitwirkungspflicht im Krankheitsfall verstossen und die notwen-

dige Vertrauensgrundlage fir eine weitere Zusammenarbeit nachhaltig zerstort.

Gemass Art. 56 Abs. 1 und 3 PVO-ETH melden Mitarbeiter ihrer vorgesetzten Stelle
samtliche offentlichen Amter und gegen Entgelt ausgelibte Tatigkeiten, die sie aus-
serhalb ihres Arbeitsverhaltnisses ausiiben, insbesondere externe Lehrverpflichtungen,
Beratungstatigkeiten, Verwaltungsratsmandate und andere Dienstleistungen. Die Aus-
ibung dieser Amter und Tatigkeiten bedarf der Bewilligung, wenn sie einen Mitarbeiter
in einem Umfang beanspruchen, der die Leistungsfahigkeit im Arbeitsverhaltnis mit
dem ETH-Rat, den beiden ETH oder den Forschungsanstalten vermindern kann, insbe-
sondere wenn die gesamte zeitliche Beanspruchung durch die Haupt- und Nebenbe-

schaftigung ein volles Arbeitspensum um mehr als 10% Ubersteigt (Bst. a).

In casu nahm der Beschwerdeflihrer vom 18. August 2025 bis zum 3. Oktober 2025 eine
Lehrertatigkeit im Umfang von ca. 52 Stellenprozenten an, obwohl er gleichzeitig bei
der Beschwerdegegnerin zu 100% angestellt war. Mithin ware die Nebenbeschaftigung
gemass Art. 56 Abs. 3 Bst. a PVO-ETH bewilligungspflichtig gewesen. Daran vermag der
Umstand, dass der Beschwerdefiihrer arbeitsplatzbezogen krankgeschrieben war,
nichts zu andern. Die Beschwerdegegnerin bewilligte diese Nebenbeschaftigung aus-
drucklich nicht, sondern forderte den Beschwerdeflihrer auf, diese Beschaftigung nicht
anzunehmen. Entgegen dieser Weisung nahm der Beschwerdefiihrer die nicht bewil-

ligte Tatigkeit am Gymnasium Y. an. Damit hat sich der Beschwerdeflihrer tber
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die Weisung der Beschwerdegegnerin hinweggesetzt und seine Treuepflicht ihr gegen-
Uber schwer verletzt. Als der Beschwerdefihrer am 8. Juli 2025 mitteilte, dass er eine
Lehrertatigkeit aufnehmen werde, war er bis zum 30. Juli 2025 krankgeschrieben. Wie
die Beschwerdegegnerin korrekt ausfiihrt, verzichtete sie nicht auf seine Arbeitsleis-
tung. Die vom Beschwerdefiihrer angenommene Nebenbeschéaftigung verhinderte die
Beschwerdegegnerin daran, allfallige Wiedereingliederungsmassnahmen bzw. einen

Arbeitseinsatz zu planen.

Das Erfordernis der Mahnung erflllte die Beschwerdegegnerin vorliegend, indem sie
den Beschwerdefiihrer mit Einschreiben vom 10. Juli 2025 (Urk. 5.5) aufforderte, die
Tatigkeit am Gymnasium Y._____ nicht anzunehmen und eine entsprechende Erklarung
innert sieben Tagen abzugeben. Zudem wurde der Beschwerdefiihrer darauf aufmerk-
sam gemacht, dass sich die Beschwerdegegnerin andernfalls eine ordentliche Kindi-

gung des Arbeitsverhaltnisses vorbehalte.

Damit steht fest, dass sich die Beschwerdegegnerin auf eine schwere Treuepflichtver-
letzung als sachlich hinreichenden Kiindigungsgrund berufen kann. Damit ertbrigt es
sich, auf die weiteren von der Beschwerdegegnerin vorgebrachten moglichen Kindi-

gungsgriinde einzugehen.

Zu prufen bleibt, ob die Kiindigung verhaltnismassig war (Art. 5 Abs. 2 der Bundesver-
fassung vom 18. April 1999 [BV; SR 101]). Die Kiindigung muss dazu geeignet und er-
forderlich sein, das gute Funktionieren der Verwaltung sicherzustellen. Sodann muss sie
der gekundigten Person zumutbar sein (Entscheid der ETH-BK 2024 35 vom 10. April
2025 E. 6.5; vgl. zur Verhaltnismassigkeitspriifung allgemein BGE 147 1 450 E. 3.2.3 mit

Hinweisen).

Die Kiindigung ist dazu geeignet, das reibungslose Funktionieren des X. sicherzu-

stellen.
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Die Kindigung ist sodann erforderlich. Indem der Beschwerdefiihrer durch die An-
nahme einer Stelle eines Drittarbeitgebers gegen die ausdriickliche Anweisung seiner
Arbeitgeberin eine schwere Treuepflichtverletzung begangen hat, war es erforderlich,
sein Arbeitsverhaltnis ordentlich zu kiindigen. Es sind keine milderen Massnahmen zu

erkennen, welche das Vertrauen in ihn hatten wiederherstellen kénnen.

Zu prifen ist schliesslich, ob die Kiindigung dem Beschwerdefiihrer zumutbar ist. Es ist
ihm zugutezuhalten, dass die Beschwerdegegnerin gemass Zwischenzeugnis vom
29. August 2024 sowie auch gemass Personalgesprachen (Urk. 5.2), abgesehen von der
Kommunikation mit den Mitarbeitern des X._____ bzw. seinem Fihrungsstil, mit dem
Beschwerdeflihrer zufrieden war und sein grosses Wissen und seine wertvollen Fahig-
keiten in seinem Fachbereich schatzte. Zu seinen Ungunsten wirkt sich aus, dass er nicht
nur gegen die ausdriickliche Weisung, die Lehrertatigkeit nicht aufzunehmen, verstiess,
sondern sich auch Gber den Zeitpunkt seiner damaligen Krankschreibung hinaus zu die-
ser Tatigkeit verpflichtete. Er ging mithin davon aus, dass er auch weiterhin arbeitsplatz-
bezogen krankgeschrieben bleiben wirde. Er hat seinen eigenen kinftigen Gesund-
heitszustand prognostiziert und sich gegeniiber einem Dritten zu einer Arbeitsleistung
verpflichtet. Zu beriicksichtigen ist auch, dass es sich beim Beschwerdeflihrer um einen
Kadermitarbeiter handelte, welchem eine erhéhte Treuepflicht oblag (Urteil des Bun-
desgerichts 4A_168/2018 vom 2. Oktober 2018 E. 4.4; Entscheid der ETH-BK 2024 35
vom 10. April 2025 E. 6.3.3). In diesem Sinne hat er seine Treuepflicht gegentber der
Beschwerdegegnerin schwer verletzt. Daran andert auch sein Argument, er habe die
Beschwerdegegnerin mit der Nebenbeschaftigung in ihrer Lohnfortzahlungspflicht ent-
lasten wollen, nichts. Die Beschwerdegegnerin hat mit ihrer Weisung klar zum Ausdruck
gebracht, dass sie das nicht wollte. Die Interessen der Beschwerdegegnerin an der Be-
endigung des Arbeitsverhaltnisses per 31. Dezember 2025 Uberwiegen die Interessen
des Beschwerdeflihrers an dessen Aufrechterhaltung. Die Kiindigung ist dem Beschwer-

defthrer zumutbar.

Nach dem Gesagten erweist sich die Kiindigung als rechtskonform und namentlich als

verhaltnismassig nach Art. 5 Abs. 2 BV.
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Der Beschwerdefiihrer hat folglich keinen Anspruch auf eine Entschadigung gemass

Art. 34b Abs. 1 Bst. a BPG. Die Beschwerde ist insoweit abzuweisen.

Fraglich ist des Weiteren, ob die Kiindigung missbrauchlich i.S.v. Art. 336 des Obliga-
tionenrechts vom 30. Marz 1911 (OR; SR 220) war.

Der Beschwerdefiihrer bringt insbesondere vor, die Beschwerdegegnerin habe ihm ein-
zig vorgeschlagen, sich wieder in das unverandert bestehende X._____-Team unter der
Fihrung des X._____-Mitarbeiters, Herrn C._____, einzugliedern, ohne dass der Team-
konflikt geldst worden wére. Der Beschwerdefiihrer habe sich fiir die Beibehaltung sei-
ner ihm arbeitsvertraglich eingeraumten Leitungsfunktion eingesetzt und diesbeziiglich
berechtigte Anspriiche aus seinem Arbeitsverhaltnis geltend gemacht. Dem Beschwer-
defuhrer in Kenntnis der bestehenden Situation und ohne den Konflikt zu |6sen, zu
kiindigen, sei missbrauchlich. Es sei widerspriichlich, vom Beschwerdefiihrer zu verlan-

gen, eine Tatigkeit zu unterlassen, die via Case Management beflirwortet worden sei.

Das Bundesgericht hat hervorgehoben, dass eine Kiindigung nur dann missbrauchlich
ist, wenn sie aus bestimmten unzuldssigen Griinden ausgesprochen wird, welche in
Art. 336 OR umschrieben werden, wobei diese Aufzahlung nicht abschliessend ist (Urteil
des Bundesgerichts 8C_774/2021 vom 21. November 2022 E. 4.3 mit Hinweisen). Grund-
satzlich knupft der sachliche Kiindigungsschutz am Motiv der Kiindigung an. Die Miss-
brauchlichkeit kann sich aber auch aus der Art und Weise ergeben, wie die kiindigende
Partei ihr Recht ausuibt. Auch wenn eine Partei die Kiindigung rechtmassig erklart, muss
sie das Gebot schonender Rechtsaustibung beachten. Sie darf insbesondere kein fal-
sches und verdecktes Spiel treiben, das Treu und Glauben krass widerspricht. Gleich wie
den privaten trifft auch den &ffentlichen Arbeitgeber gegentiber den Arbeitnehmenden
eine Fursorgepflicht (Art. 328 OR i.V.m. Art. 6 Abs. 2 sowie Art. 4 Abs. 2 Bst. b und g
BPG). Der Vorwurf der Missbrauchlichkeit setzt voraus, dass die geltend gemachten
Griinde eine Schwere aufweisen, die mit jener der in Art. 336 OR ausdriicklich aufge-

fuhrten vergleichbar ist.
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Die ETH-BK erkennt in casu keine Missbrauchlichkeit. Die Beschwerdegegnerin erklarte
dem Beschwerdeflihrer ausdriicklich, er solle die Stellvertretung am GymnasiumY.__
nicht annehmen, und bewilligte diese Nebenbeschaftigung dementsprechend nicht.
Die Ermahnung vom 10. Juli 2025 (Urk. 5.5) halt diesbezlglich Folgendes fest: «Aufgrund
Ihrer Treuepflicht gegentiber der ETH ermahnen wir Sie und fordern Sie auf, diese Tditig-
keit am [...] Y._____ nicht anzunehmen und uns eine entsprechende Erkldrung innert 7
Tagen zukommen zu lassen. Sollten Sie diese Tdtigkeit trotzdem annehmen, behalten wir
uns eine ordentliche Kiindigung lhres Arbeitsverhdltnisses vor.» Die Beschwerdegegnerin
hat ihr weiteres Vorgehen klar deklariert. Ein widerspriichliches Verhalten seitens der
Beschwerdegegnerin ist nicht ersichtlich. Vielmehr kénnte dem Beschwerdefiihrer ein
treuwidriges Verhalten gemass Art. 5 Abs. 3 BV vorgeworfen werden. So hat er einer-
seits auf einer Wiedereingliederung durch die Beschwerdegegnerin bestanden, ande-
rerseits aber weisungswidrig eine Drittanstellung angenommen. Im Falle einer Drittan-
stellung hatte von ihm erwartet werden dirfen, dass er sein Arbeitsverhaltnis mit der
Beschwerdegegnerin kiindigt. Dass die Tatigkeit am Gymnasium Y._____, wie vom Be-
schwerdeflihrer behauptet, vom Case Management beflirwortet worden sei, vermag der
Beschwerdefiihrer nicht zu belegen und wird von der Beschwerdegegnerin bestritten.
Jedenfalls liegen keine schwerwiegenden Mangel vor, welche auf einen Rechtsmiss-
brauch seitens der Beschwerdegegnerin schliessen liessen. Die Rige des Beschwerde-

fuhrers ist unbegriindet.

Der Beschwerdeflhrer hat folglich keinen Anspruch auf eine Entschadigung gemass

Art. 34c Abs. 2 BPG.

Indem der Beschwerdefiihrer die Tatigkeit am Gymnasium Y. angenommen hat,
hat er die Kiindigung verschuldet. Er geniesst daher keinen Anspruch auf eine Entscha-

digung nach Art. 49 Abs. 1 PVO-ETH.

Schliesslich ist zu beurteilen, ob die von der Beschwerdegegnerin vorgenommene

Lohnkirzung gerechtfertigt war.
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Gemass Art. 25 Abs. 2 Bst. b BPG kann der Arbeitgeber eine Lohnkiirzung als fiir den
geordneten Vollzug der Aufgaben nétige Massnahme treffen. Nach Art. 36b
Abs. 1 PVO-ETH kdnnen die Leistungen gekirzt oder, in schweren Fallen, eingestellt
werden, wenn ein Mitarbeiter bei krankheitsbedingter Arbeitsunfahigkeit den Mitwir-
kungsobliegenheiten nach Art. 36a Abs. 2-4 PVO-ETH nicht oder nur teilweise nach-
kommt. Demnach sind die Mitarbeiter verpflichtet, an den Eingliederungsmassnahmen
mitzuwirken (Art. 36a Abs. 3 PVO-ETH). Wenn sich nun der Beschwerdefiihrer entgegen
der ausdricklichen Weisung der Beschwerdegegnerin gegeniiber dem Gymnasium
Y. Uber seine aktuelle Krankschreibung hinaus verpflichtet, als Lehrer zu arbeiten,
entzieht er sich wahrend dieser Zeit der gegentber der Beschwerdegegnerin geschul-
deten Arbeitsverpflichtung bzw. steht fiir Wiedereingliederungsmassnahmen der Be-
schwerdegegnerin nicht zur Verfligung. Unabhangig davon, ob konkrete Wiederein-
gliederungsmassnahmen schon feststanden oder angeordnet wurden, verletzte der Be-
schwerdefihrer damit seine Mitwirkungsobliegenheit beziiglich Eingliederungsmass-
nahmen (vgl. dazu Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-1110/2023 vom 29. Oktober
2024 E. 6.3 und 6.4). Daher rechtfertigt sich in casu eine Lohnkirzung wahrend der
Dauer der Nebenbeschéftigung. Eine Kiirzung von 30% erscheint aufgrund der Schwere

der Treuepflichtverletzung angemessen.

Aufgrund der Tatsache, dass der Sachverhalt schon gentigend detailliert erstellt ist und
nicht ersichtlich ist, inwiefern zusatzliche Personenbefragungen (vgl. die Beweisantrage
des Beschwerdefiihrers) zu einem anderen Entscheid filhren kénnten, ist darauf in an-

tizipierter Beweiswirdigung zu verzichten.

Bei personalrechtlichen Angelegenheiten im Anwendungsbereich des BPG ist das Be-
schwerdeverfahren vor der ETH-BK kostenlos, ausser bei vorliegend nicht gegebener
Mutwilligkeit (Art. 34 Abs. 2 BPG). Demnach sind keine Verfahrenskosten zu erheben.
Der unterliegende Beschwerdeflihrer hat keinen Anspruch auf eine Parteientschadi-
gung (Art. 64 Abs. 1 VWVG e contrario). Die Beschwerdegegnerin hat als Bundesbe-

horde ebenfalls keinen Anspruch auf eine Parteientschadigung (Art. 8 Abs.5 der



17

Verordnung vom 10. September 1969 Uber Kosten und Entschadigungen im Verwal-

tungsverfahren [VwKV; SR 172.041.0]).
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Demnach erkennt die ETH-Beschwerdekommission:

1. Das Verfahren wird in Bezug auf den Antrag Ziff. 1 Bst. d (Bezahlung einer Outplace-

ment-Beratung und Umschulung) infolge Rickzugs abgeschrieben.

2. Im Ubrigen wird die Beschwerde abgewiesen.

3. Es werden weder Verfahrenskosten erhoben noch wird eine Parteientschadigung zuge-
sprochen.

4, Schriftliche Mitteilung an die Parteien, je gegen Riickschein und an die Beschwerde-

gegnerin unter Beilage der Eingabe vom 27. Marz 2026 samt Anhdangen (Urk. 17,
Urk. 17.1-17.2).

Im Namen der ETH-Beschwerdekommission

Die Prasidentin: Die juristische Sekretarin:

Barbara Gmdr Sibylle Thir

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Entscheid kann gemass Art. 50 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1968 liber das Verwaltungs-
verfahren (VWVG; SR 172.021) innert 30 Tagen seit Zustellung Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist di-
rekt beim Bundesverwaltungsgericht, Postfach, 9023 St. Gallen, einzureichen. Die Beschwerde hat die Begehren,
deren Begriindung mit Angabe der Beweismittel und die Unterschrift des Beschwerdefiihrers oder der Beschwerde-
fuhrerin bzw. der Vertretung zu enthalten. Der angefochtene Entscheid und die als Beweismittel angerufenen Ur-
kunden sind beizulegen (Art. 52 VWVG).

Schriftliche Eingaben mussen spétestens am letzten Tage der Frist der Behorde eingereicht oder zu deren Handen
der schweizerischen Post oder einer schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung Gibergeben
werden (Art. 21 Abs. 1 VwWVG).



Versand:

19



	10. Fraglich ist des Weiteren, ob die Kündigung missbräuchlich i.S.v. Art. 336 des Obliga-tionenrechts vom 30. März 1911 (OR; SR 220) war.
	10.1  Der Beschwerdeführer bringt insbesondere vor, die Beschwerdegegnerin habe ihm einzig vorgeschlagen, sich wieder in das unverändert bestehende X.______-Team unter der Führung des X.______-Mitarbeiters, Herrn C.______, einzugliedern, ohne dass der...
	10.2  Das Bundesgericht hat hervorgehoben, dass eine Kündigung nur dann missbräuchlich ist, wenn sie aus bestimmten unzulässigen Gründen ausgesprochen wird, welche in Art. 336 OR umschrieben werden, wobei diese Aufzählung nicht abschliessend ist (Urte...
	10.3  Die ETH-BK erkennt in casu keine Missbräuchlichkeit. Die Beschwerdegegnerin erklärte dem Beschwerdeführer ausdrücklich, er solle die Stellvertretung am Gymnasium Y.______ nicht annehmen, und bewilligte diese Nebenbeschäftigung dementsprechend ni...
	10.4 Der Beschwerdeführer hat folglich keinen Anspruch auf eine Entschädigung gemäss Art. 34c Abs. 2 BPG.
	Demnach erkennt die ETH-Beschwerdekommission:

